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VORWORT

von MARTIN SCHULZ

Am 15. Juli wählte das Europäische Parlament Jean-Claude

Juncker mit großer Mehrheit zum Kommissionspräsidenten

– ein historischer Tag, der die Demokratie und den

Parlamentarismus in Europa nachhaltig stärken und die EU

verändern wird.

Jean-Claude Juncker hat ein starkes Mandat vom

Parlament erhalten, dem eine breite Unterstützung im

Europäischen Rat vorausgegangen ist. Das kann, muss und

wird ihn stärken bei der Bewältigung der großen vor uns

liegenden Herausforderungen. Er verfügt über einen

Rückhalt, wie ihn in dieser Form noch kein

Kommissionspräsident vor ihm hatte.

Seiner Wahl vorausgegangen war ein Prozess, wie ihn

Europa bisher nicht kannte. Bei der Europawahl 2014 ging

es um nichts Geringeres als um den Aufbau einer echten

transnationalen Demokratie. Die Wahl war eine

Zeitenwende in der demokratischen Entwicklung Europas.

Erstmals waren mehr als 400 Millionen Wähler zur Wahl

aufgerufen – um mit ihrer Stimme auch darüber zu

entscheiden, wer Präsident der EU-Kommission wird. Ein

Experiment, das es in der Geschichte noch nicht gegeben

hat.

Was auf der nationalen Ebene als normal und

selbstverständlich gilt – nämlich die Exekutive nach einer



Wahl einzusetzen, sie in ihrer Arbeit durch die

Gesetzgebung zu beauftragen und die Durchführung dieser

Arbeit zu überwachen –, fehlte auf europäischer Ebene

bislang. Eine überwältigende Mehrheit etwa im

Europäischen Parlament hatte dies vor der Europawahl

bemängelt und daraus die Konsequenz gezogen, dass nur

jemand an die Spitze der nächsten Kommission gelangen

soll, der sich zuvor als Kandidat bei den Bürgerinnen und

Bürgern vorgestellt und um ein Mandat beworben hat. –

Das nennt man „Spitzenkandidat“. Dieses Wort hat Eingang

auch in viele andere europäische Sprachen gefunden. Es ist

ein europäisches Wort geworden.

Die großen Parteien traten mit gesamteuropäischen

Spitzenkandidaten, gesamteuropäischen Programmen und

gesamteuropäischen Wahlkampagnen an. Es gab einen

echten Wahlkampf mit Köpfen und Konflikten, jeder

Kandidat stellte sein Programm vor und verteidigte es in

mehreren TV-Duellen, die in ganz Europa ausgestrahlt

wurden.

Die verschiedenen Spitzenkandidaten wurden in einem

europäischen Verfahren von europäischen Parteien unter

Mitwirkung von 27 Regierungschefs nominiert; die

Konservativen kürten ihren Kandidaten in Dublin, die

Sozialdemokraten in Rom, die Liberalen in Brüssel, die

Linken in Madrid, die Grünen per Online-Abstimmung. Die

Spitzenkandidaten zogen mit dem Anspruch,

Kommissionspräsident zu werden, in den Wahlkampf. Die

Menschen hatten damit eine echte Wahl zwischen echten

Alternativen, zwischen Spitzenkandidaten und ihren



Programmen für die Zukunft der EU. Eine solche

Auseinandersetzung kennen wir alle aus nationalen

Wahlkämpfen. In Europa gab es sie bislang nicht.

Beendet wurde mit der Europawahl 2014 nicht zuletzt

die unselige Praxis, dass die Staats- und Regierungschefs

das Amt des Kommissionspräsidenten hinter

verschlossenen Türen auskungeln und ihren erstaunten

Untertanen nach geheimen Beratungen einen

Kommissionspräsidenten vorschlagen, dessen Namen

buchstäblich niemand in Europa vorher auf dem Zettel

hatte.

Weil es gelang, dass der neue Kommissionspräsident aus

einer öffentlichen Wahl hervorging und er seine

Legitimation vor allem aus einer Mehrheit im

Europaparlament erlangte, ist es gerechtfertigt, von einer

demokratischen Zeitenwende in Europa zu sprechen. Denn

wir bewegen uns mehr und mehr in Richtung eines

europäischen Parlamentarismus und eines transnationalen

Gewaltenteilungsmodells.

Das wird Europa stärken – und ich bin sicher, dass wir

damit auch ein Stück verloren gegangenes Vertrauen

zwischen Europa, seinen Institutionen und den Menschen

zurückgewinnen können. In den vergangenen Jahren ist

viel Vertrauen in Europa und seine Institutionen verloren

gegangen. Viele begegnen Europa mit Desinteresse und

Gleichgültigkeit, ja wenden sich von Europa ab. Die Gründe

hierfür sind vielfältig. Unbestritten ist jedoch, dass vielen

Menschen Europa als zu abstrakt, als zu weit weg

erscheint, als eine Macht, auf die der Einzelne keinen oder



nicht ausreichend Einfluss nehmen kann. Die Politik muss

dieses Gefühl ernst nehmen und Abhilfe schaffen, denn

mangelndes Vertrauen in das Projekt Europa zerstört

dessen Fundament und Legitimität. Wenden sich Menschen

von einem Projekt, von einer Idee ab, dann geht dieses

Projekt seinem Ende entgegen.

Im Vorfeld der Europawahl wurde eine Vielzahl an

Einwänden formuliert, die einer genauen Analyse jedoch

nicht standhalten; zu sehr waren sie aktuellen

institutionellen Strukturen und Verfahren verhaftet: So

wurde postuliert, dass die europäischen Spitzenkandidaten

nicht „automatisch“ die Anwärter für den nächsten

Kommissionspräsidenten seien. Weiterhin wurde

behauptet, das Aufstellen gemeinsamer europäischer

Spitzenkandidaten sei Wählertäuschung, weil man nur

Kandidaten auf den nationalen Listen wählen könne und

die europäischen Spitzenkandidaten auf keiner

europäischen Wahlliste auftauchten.

Diese Einwände übersahen in ihrer zwanghaften

Ablehnung des neuen Verfahrens das Offensichtliche: dass

in parlamentarischen Demokratien nicht „automatisch“ die

Spitzenkandidaten das Amt des Regierungschefs erhalten,

sondern dass dieser Anspruch in einer jahrzehntelangen

Praxis eingeübt wurde und sich allein daraus ergibt, dass

es ein Hohn für die Demokratie wäre, wenn nicht einer der

zur Wahl stehenden Kandidaten das Amt bekäme, für das er

nominiert und von den Bürgern gewählt wurde, sondern

eine willkürlich bestimmte dritte Person. Gleiches gilt für

die europäische Ebene. Wäre keiner der Spitzenkandidaten



Kommissionspräsident geworden, hätte die europäische

Demokratie nicht wiedergutzumachenden Schaden

genommen.

Richtig ist, dass europaweit die Wahlbeteiligung mit

43 Prozent in etwa gleich geblieben ist und dass das Modell

Spitzenkandidat nicht überall funktioniert hat. Während in

Deutschland, Griechenland, Großbritannien, Schweden,

Finnland und Litauen teilweise deutlich mehr Menschen an

die Urne gegangen sind, ist in anderen Ländern die

Wahlbeteiligung auf ein erschreckend niedriges Niveau

gesunken. Auch wenn diese Tatsache alarmierend ist, darf

eine niedrige Wahlbeteiligung nicht als Argument

herangezogen werden, um politische Legitimität

grundsätzlich zu verneinen. Täte man dies, würde man

auch so manchem Ministerpräsidenten, Landrat oder

Oberbürgermeister in den Mitgliedstaaten seine

Legitimität absprechen.

Eines ist klar: Alle Versuche, das Rad zurückzudrehen

und über den Kommissionspräsidenten in Zukunft wieder

am Votum der Menschen vorbei zu entscheiden, sind zum

Scheitern verurteilt. Die Geschichte lehrt, dass Parlamente

sich ihre Rechte und die der Menschen erkämpfen müssen

– und dass sie sich einmal erkämpfte Rechte nicht wieder

nehmen lassen.

Ich bin fest davon überzeugt, dass bereits weit vor den

nächsten Europawahlen 2019 eine europaweite intensive

Debatte einsetzen wird, wer für die unterschiedlichen

Parteien als Kandidat und Kandidatin für das Amt des

Kommissionspräsidenten antreten wird, und dass das



Kandidatenkarussell voll besetzt sein wird. Und ich bin

überzeugt, dass der Wahlkampf 2019 noch europäischer

werden und eine noch größere europäische Dimension

haben wird.

Mit der Europawahl 2014 und der sich anschließenden

Wahl Jean-Claude Junckers zum Kommissionspräsidenten

sind wir einen immensen Schritt zu einem

demokratischeren Europa gegangen. Natürlich

funktionierte dieser neue Prozess nicht ohne Reibung,

allein deshalb, weil mit ihm eine Neuordnung verbunden

war. Manche haben an Einfluss eingebüßt – aber die Bürger

haben erhebliche Macht dazugewonnen.

Martin Schulz, Präsident des Europäischen Parlaments



EINLEITUNG

„Ich glaube, wir haben irgendwann in Europa den

Moment verpasst, wo man die europäische Erzählung

ändern muss. Man muss Europa existenziell erklären:

als Haus, in dem es keinen Krieg mehr gibt, und in dem

man zusammensteht, weil wir immer weniger werden.

Anfang des Jahrhunderts machten die Europäer noch 20

Prozent der Weltbevölkerung aus, Ende des

Jahrhunderts werden es noch vier Prozent sein.“
1

Ist ein Politiker seit Jahrzehnten im Geschäft, kann man

seine Erfahrungen würdigen oder ihn als Vertreter des

Establishments kritisieren. Auf Jean-Claude Juncker trifft

beides zu. Aber: In Europa gibt es nur wenige Politiker,

welche die Brüsseler Institutionen, die Mechanik der

Macht, so gut kennen wie der langjährige Luxemburger

Ministerpräsident und Euro-Gruppen-Vorsitzende. Und es

gibt auch nicht viele Persönlichkeiten wie Juncker, die in

einer Zeit der verbreiteten Skepsis und Entfremdung vieler

Bürger gegenüber der EU dem europäischen Projekt so viel

Enthusiasmus, Leidenschaft und Kompetenz widmen wie

der neue Kommissionspräsident.

Die Fähigkeit, den Menschen das europäische Projekt

und seine Bedeutung näherzubringen, hat mich als

Journalistin, die sich seit vielen Jahren mit Fragen der EU

beschäftigt, bewogen, Jean-Claude Juncker als

europäischen Politiker zu beobachten. Ich begegnete ihm



zum ersten Mal Anfang der Neunzigerjahre in Brüssel. Es

war eine Sitzung des Wirtschafts- und

Währungsausschusses, Juncker war damals

luxemburgischer Finanzminister. Nach der Sitzung stellte

er sich ohne Politiker-Attitüde den Fragen der Journalisten.

Seither habe ich etliche Interviews mit ihm geführt und

mich immer wieder gefragt, was ihn veranlasst,

europäische Integrationsschritte wie die gemeinsame

Währung, die Erweiterung oder den Aufbau einer

gemeinsamen Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik

so engagiert zu fordern und zu verteidigen – oft gegen den

erbitterten Widerstand seiner Kollegen …

Jahre später – Juncker war Ministerpräsident und der

Euro als Zahlungsmittel bereits eingeführt – habe ich

beschlossen, ein Buch über ihn zu schreiben.
2
 Einige

Karrierestufen weiter ist es nun an der Zeit, das Buch zu

aktualisieren.

Was dem Leser hier vorliegt, ist eine überarbeitete

Zusammenfassung der ersten Auflage, erweitert um die

Politik Junckers als Euro-Gruppen-Vorsitzender, die

Entwicklung der EU in den vergangenen Jahren, das

Krisenmanagement sowie die Dokumentation des zum Teil

mühsamen Weges bis zur Kür des Präsidenten der

Europäischen Kommission. Das Buch ist keine Biografie,

sondern eine Beschreibung europäischer Politik und

Entscheidungsprozesse, an denen Juncker substanziell

mitgewirkt hat und die daher von ihm entscheidend

geprägt worden sind. Biografische Hinweise dienen als

Hintergrund zum besseren Verständnis bestimmter



inhaltlicher Positionen. Die aktuellen Ereignisse konnten

bis zum 8. September 2014 (Redaktionsschluss des Buches)

berücksichtigt werden.

Jean-Claude Junckers Trumpf, die Brüsseler Behörde zu

führen, ist seine Überzeugung, dass sich Europa nur durch

gemeinsame Projekte, durch Kompromisse und durch eine

Allianz gegen Rechtsextreme und populistische Kräfte

weiterentwickeln kann. Schon seine Wahl gilt als

demokratiepolitscher Fortschritt, auch wenn manche von

einem „stillen Coup in der Verfassungswirklichkeit der

EU“
3
 sprechen: Erstmals konnten die Stimmberechtigten

bei der EU-Wahl auch über den Spitzenkandidaten für den

Kommissionspräsidenten mitbestimmen.

Nun steht Jean-Claude Juncker vor der Aufgabe, das

europäische Staatenbündnis nicht nur zusammenzuhalten,

sondern weiterzuentwickeln. Die Briten drohen mit

Austritt, Nord- und Südstaaten entfernen sich immer weiter

voneinander, Regionen wollen unabhängig werden,

Frankreich und andere Länder müssen ihre Budgetdefizite

reduzieren. Einige wollen die Sparvorschriften, den

sogenannten Stabilitäts- und Wachstumspakt, lockern, für

andere stellt er generell ein rotes Tuch dar. Trotz leichter

wirtschaftlicher Erholung ist die Arbeitslosigkeit immer

noch extrem hoch, Kriege in Europas unmittelbarer

Nachbarschaft gefährden die Sicherheit und Stabilität,

auch für die Flüchtlings- und Migrationsfrage gibt es keine

befriedigende Lösung. Juncker muss außerdem gegen

Steuerbetrug und Finanzspekulationen vorgehen, die nicht



nur der Ökonomie schaden, sondern auch die Moral der

Gesellschaft unterminieren.

Nicht nur deshalb wird die Position des

Kommissionspräsidenten in den nächsten Jahren wichtiger;

er muss auch die Balance zwischen den EU-Institutionen

wiederherstellen. Darüber hinaus gilt es das Gleichgewicht

zwischen einem selbstbewussten Europäischen Parlament

und einem machtbewussten Europäischen Rat zu finden.

Um den Menschen eine Perspektive und Hoffnung zu

geben, wird Juncker kreative Konzepte gegen die Krise

finden müssen. Er wird neue Regulierungen verlangen oder

bestehende lockern – die Kommission darf als einzige EU-

Institution vorschlagen. Jetzt muss Juncker sein

Versprechen wahr machen, eine politische Kommission zu

führen.

Die jahrzehntelange nötige Erfahrung im politischen

Geschäft hat er: Als Euro-Gruppen-Chef hat er alle

wesentlichen Entscheidungen zur Euro-Rettung und zur

Krisenpolitik mitentworfen, er hat die Troika geschaffen

und die deutsche Austeritätspolitik mitgetragen. Sein Ton

den Schuldenländern gegenüber war dabei stets von

Respekt getragen.

Will Juncker ein Kommissionspräsident für alle sein,

wird er glaubwürdig für europäische Ziele eintreten

müssen. Die Zeit, in der er als luxemburgischer

Regierungschef knallhart für nationale Interessen – etwa

bei den Steuern oder beim Informationsaustausch über

Kontodaten von EU-Bürgern – kämpfen konnte, sind vorbei.



Damit der Neustart gelingt, muss der Christdemokrat

Zeichen setzen. „Eine Revolution steht nicht auf der

Tagesordnung“, skizziert er bei seiner Wahlrede im

Europäischen Parlament in Straßburg. Er betont, dass

Europa nicht gegen die EU-Staaten gebaut werden könne

und dass er die Nationen nicht für eine temporäre

Erscheinung der Geschichte halte.
4
 Juncker will keinen

Bruch mit den Mitgliedsländern, als Kommissionschef wird

er sich von den Hauptstädten aber emanzipieren müssen,

um seine Ziele verfolgen zu können. Sein Vorgänger José

Manuel Barroso hat das nicht gemacht, sich immer wieder

Handlungsanleitungen vornehmlich in Berlin geholt – und

so die Rolle der EU-Institution missachtet.

Die Europäische Union braucht die Kommission wieder

als Motor der Entwicklung und des Fortschritts. Juncker

setzt gegen das Vorgehen der nationalen Regierungen, die

sich alles untereinander ausmachen wollen, die

Gemeinschaftsmethode und stützt sich dabei auf das

Europäische Parlament. Plenum und

Gemeinschaftsmethode sind die Prinzipien der EU-Politik,

die Argwohn, Ablehnung und Kritik bei EU-Skeptikern

hervorrufen. Europas Zukunft und die Handlungsfähigkeit

der Juncker-Kommission werden an den Rändern der EU

entschieden; in Großbritannien mit seinem angekündigten

Austrittsreferendum und den europaskeptischen und

europafeindlichen rechten und linken Rändern des

politischen Spektrums.

Wie Junckers Vorbild, Jacques Delors, gefordert hat,

müsse Europa die enttäuschten Bürger durch Leistung,



durch konkrete Projekte, die ihnen nützen, überzeugen –

und nicht durch Personal- oder andere Querelen.

„‚Brüsseler Bürokratie‘ ist heute der Begriff, unter den

immer wieder generell subsumiert wird, was […] Kritik,

Ressentiment oder Wut auslöst“, schreibt der Schriftsteller

Robert Menasse in seinem „Europäischen Landboten“.

Juncker wird die Kommission modernisieren und

menschennäher machen müssen.

Junckers Antreten als Spitzenkandidat beziehungsweise

das System der Spitzenkandidaten hat die EU bereits

verändert: Das zeigt eine Eurobarometer-Umfrage vom

Sommer 2014. Die Menschen vertrauen der EU wieder.

Demnach sind 42  Prozen der Befragten der Ansicht, dass

„ihre Stimme in der EU zählt“.
5
 Das ist ein Zuwachs von elf

Prozentpunkten binnen sechs Monaten – und der höchste je

gemessene Wert. Die Bürger schätzen den Einfluss auf die

Entscheidung, wer neuer Chef der EU-Kommission wird.

Die Umfrage zeigt auch, dasss sich 65 Prozent der

Befragten als „EU-Bürger“ fühlen. Spürbar gewachsen ist

auch die Zustimmung zum Euro. 55 Prozent sind der

gemeinsamen Währung gegenüber positiv eingestellt. Der

seit Anfang 2010 zu beobachtende Trend zu immer

niedrigeren Vertrauenswerten ist gestoppt. In den Ländern

der Eurozone sind die Werte beachtlich höher.

Die Erwartungen an Juncker sind groß: Wenn er an

seinem Baustück Europa weiterarbeitet wie bisher, kann

der Kandidat, der am Beginn selbst nicht wollte, und den

dann so lange andere nicht wollten, der richtige Mann für

den höchsten Posten der EU sein – und von der 13. Etage



des Berlaymont-Gebäudes in Brüssel die Europäische

Union lenken.

Wien, im September 2014



EU-WAHL 2014: UND DER WAHLSIEGER HEISST: … –

JEAN-CLAUDE JUNCKER!

25. Mai 2014: Das Wetter ist prächtig. Die meisten EU-

Staaten wählen an diesem Sonntag, einige Länder haben

den Urnengang schon hinter sich. Die Resultate aller 28

Mitgliedsländer werden nach dem Schließen der letzten

Wahllokale in Italien erst Sonntagnacht bekannt gegeben.

Die Spitzenkandidaten der beiden großen europäischen

Parteien, Jean-Claude Juncker und Martin Schulz, wählen

in ihren Heimatgemeinden: der Christdemokrat Juncker in

Capellen, der Sozialdemokrat Schulz in Würselen bei

Aachen. Laut EU-weiten Umfragen liegt die Europäische

Volkspartei voran.

Trotz des Spitzenkandidaten-Systems, der

Fernsehduelle und einem EU-weiten Wahlkampf gehen

nicht mehr Menschen zur Wahl als beim letzten Urnengang

2009. Im Schnitt geben nur 42,54 Prozent der EU-Wähler

ihre Stimme ab – damit liegt der Wert leicht unter der

Beteiligung von 2009 (43 Prozent).
6
 Im Laufe des

Nachmittags werden erste Trends veröffentlicht: Die EVP

liegt – trotz Verlusten – vor den Sozialdemokraten. Noch

vor der Veröffentlichung der vorläufigen Wahlergebnisse

der einzelnen Staaten gegen 23.00 Uhr am Wahlsonntag

beherrschen Begriffe wie „Erdbeben“, „Schock“ und

„Vertrauensverlust“ die Gespräche im Europäischen

Parlament in Brüssel. Warum? – Ein Rechtsruck erschüttert

die EU: In Frankreich, Dänemark und Großbritannien



liegen rechtsextreme, rechtspopulistische beziehungsweise

EU-feindliche Parteien auf Platz eins. In Griechenland

hingegen ist die linkspopulistische Syriza-Partei der

Wahlsieger. Das Erstarken der Rechten sowie der Europa-

Gegner wird die Christdemokraten und Sozialdemokraten

noch enger zusammenschweißen: Eine Große Koalition auf

europäischer Ebene zeichnet sich ab.

Jean-Claude Juncker begibt sich noch am

Sonntagnachmittag auf den Weg nach Brüssel; mit

Kommentaren hält er sich zurück, aber er macht klar, dass

die stimmenstärkste Partei im EU-Parlament den

Nachfolger von José Manuel Barroso stellen muss. Martin

Schulz will sich am Wahlabend noch nicht geschlagen

geben, noch hängt er seinem großen Traum nach,

Kommissionspräsident zu werden. Eine

Parteienvereinbarung vor der Wahl hält allerdings fest,

dass die stärkste Fraktion das Vorrecht bei der Suche nach

einer Mehrheit für den Kommissions-Chefposten im

Parlament hat. „Das ist der Automatismus der Demokratie“,

sagt in Berlin der SPD-Chef und Vizekanzler Sigmar

Gabriel. Es ist ein Appell an Schulz, der ihn letztendlich

zum Umdenken zwingt – aber noch nicht sofort.

Die Stimmung im Europäischen Parlament am

Wahlabend gleicht der einer Trauerfeier. Jetzt ist

Ursachenforschung für das Erstarken der Rechten und der

Europa-Gegner angesagt. Auf einer riesigen Video-Wand

am Place du Luxembourg direkt vor dem

Parlamentsgebäude werden die Resultate aus allen

Ländern übertragen.



Der Vorsprung der Europäischen Volkspartei auf die

Sozialdemokraten ist weiter geschrumpft. In der

Legislaturperiode 2009 bis 2014 stellte die EVP 265

Abgeordnete, die Sozialdemokraten kamen auf 184. Der

EVP-Vorsprung von 81 Mandaten schrumpft nach der Wahl

2014 auf 30.

EU-kritische und EU-feindliche Parteien haben ab 2014

mehr Abgeordnete als je zuvor: Mehr als 200

Parlamentarier stellen die Europa-Gegner aller Lager und

Schattierungen in der Legislaturperiode bis 2019. Rund 70

Abgeordnete davon fallen auf weit rechts stehende

Parteien, wie eine Zählung des Europäischen Netzwerks

gegen Rassismus ergibt. Das ist ein Zuwachs von 40

Prozent im Vergleich zur vorangegangenen

Legislaturperiode.

Für die Abgeordneten solcher Parteien bedeutet das

mehr Einfluss und auch mehr Redezeit. Eine eigene

Rechtsfraktion, angeführt von der Chefin des Front

National Marine Le Pen, kommt nach langem Ringen nicht

zustande. Zwei Kriterien müssen für die Bildung einer

Fraktion im EU-Parlment erfüllt sein: Erstens braucht es 25

Abgeordnete aus sieben verschiedenen Ländern. Die

Rechtsfraktion scheitert formal daran, dass die Länderzahl

nicht erreicht wird, weil Parteien aus Osteuropa

abspringen. Aber auch inhaltlich gibt es Differenzen.

Generell ist es für nationale Parteien schwierig, eine

europäische übernationale Fraktion zu bilden. – Denn

genau das ist der größte Widerspruch zu ihrer Ideologie

und ihrem Selbstverständnis.



Am Tag nach der EU-Wahl steht nun zwar Jean-Claude

Juncker als Sieger fest, doch zum Feiern ist ihm nicht

zumute. Ob er von den Staats- und Regierungschefs bei

ihrem Sondergipfel am 27. Mai offiziell zum Kandidaten für

den Kommissionspräsidenten vorgeschlagen wird, ist nach

wie vor offen. Deutschlands Bundeskanzlerin Angela

Merkel ist zurückhaltend: „Wir brauchen intensive

Gespräche, und die haben noch nicht einmal begonnen.“
7

Im Hintergrund baut sich eine Abwehrfront gegen Juncker

auf. Mehrere Länder – Großbritannien, Ungarn, die

Niederlande, Schweden und Finnland – haben Zweifel an

dem System zur Wahl des Spitzenkandidaten angemeldet

und wollen Juncker nicht unterstützen. Seit dem Vertrag

von Lissabon ist Einstimmigkeit im Kreise der 28

Regierungschefs allerdings nicht mehr nötig.

Martin Schulz will seine Niederlage noch nicht

eingestehen. Beflügelt durch das gute Wahlergebnis der

SPD in Deutschland kündigt er an, in den anderen

Fraktionen für sich zu werben. Erst als er merkt, wie sehr

sein Beharren an der eigenen Glaubwürdigkeit kratzt,

beginnt er konstruktive Gespräche mit Juncker und dessen

Partei zu führen.



JUNCKER: SEINE HERKUNFT, SEIN

POLITIKVERSTÄNDNIS

Jean-Claude Junckers Politikverständnis ist ganz wesentlich

durch seine Herkunft, durch sein soziales Umfeld, durch

seine Familie geprägt.

Als Jean-Claude Juncker am 9. Dezember 1954 in der

kleinen Gemeinde Redingen in Luxemburg zur Welt kommt,

ist der Zweite Weltkrieg seit einem knappen Jahrzehnt

vorbei; die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl

(EGKS), eine Vorgängerorganisation der Europäischen

Union, ist gerade einmal zwei Jahre alt. Den Krieg kennt

Juncker nur aus den Erzählungen des Vaters, der als Soldat

der deutschen Wehrmacht an der Ostfront im Einsatz war

und dabei schwer verwundet wurde.

„Die deutsche Besatzung war eine nationale Zäsur.

Krieg, Konzentrationslager und Zwangsrekrutierungen: Die

Jahrgänge 1920 bis 1927 wurden in die Wehrmacht

eingezogen. Mein Vater wurde gezwungen, in den Krieg zu

ziehen. Er kam an die Front nach Russland, wo er sich

schwere, heute noch sichtbare Kriegsverletzungen zuzog.

Der Krieg war eine Zäsur im Leben meines Vaters. In

meiner Jugend hat er kaum etwas erzählt, auch seine

Brüder nicht. Das tut er mittlerweile stärker, weil er glaubt,

mir das zumuten zu können.“

Die Erzählungen Jos Junckers prägten das

Politikverständnis des Sohnes: Sein leidenschaftliches

Engagement für Europa wurzelt in den schrecklichen



Erfahrungen, die seine Familie im Krieg machen musste.

„Die Vorgänge in der Geschichte, die von wenigen

ausgelöst wurden und viele betrafen, ganzen Generationen

die Jugend nahmen, das hat mich immer sehr beschäftigt.“

Junckers Antwort zum Thema Krieg ist eindeutig: „Nie

wieder!“

Konkret wird diese Forderung in der Bereitschaft der

einzelnen Länder, sich freiwillig immer stärker

zusammenzuschließen, nationale Souveränität an

europäische Institutionen abzugeben und für gemeinsame

Werte wie Offenheit und Toleranz einzustehen – als

konstitutive Elemente des Zusammenlebens in Europa.

Auch dieses Streben nach einer demokratischen Ordnung,

die Unterstützung für soziale Gerechtigkeit, für

Chancengleichheit, die Überwindung von Armut und das

Gebot von Fairness wurzeln in Jean-Claude Junckers

Familie – und in frühesten Kindheitserfahrungen.

Juncker wächst in Belvaux auf, einer Arbeitersiedlung in

der Gemeinde Sanem mit etwas mehr als 13  000

Einwohnern. Es liegt im Kanton Esch-Uelzecht, dem

südlichsten und bevölkerungsreichsten Kanton des

Großherzogtums. Dort ist sein Vater Jos Juncker in einem

der großen Stahlwerke des Landes angestellt. Auch viele

italienische und portugiesische Gastarbeiter sind hier

beschäftigt.

Der kleine Jean-Claude nimmt am Leben der

eingewanderten Familien und der Schwerarbeiter in der

Stahlindustrie regen Anteil. „Man wächst auf mit der

Systematik des Schichtwechsels und lebt den Drei-mal-



acht-Stunden-Rhythmus: von morgens um sechs bis

nachmittags um 14 Uhr. Dann von 14.00 bis 22.00 Uhr, und

von 22.00 Uhr bis sechs Uhr.“ Das Sirenengeheul, das den

Schichtwechsel anzeigte, hat Juncker noch im Ohr. „Das ist

der Rhythmus von Kindheit und Jugend. Man kann sich

dem überhaupt nicht entziehen. Man sieht das ja auch im

Straßenbild. Wenn die Menschen zur Arbeit fahren, ist

plötzlich viel Verkehr – und dann bricht er wieder ab.“

Aus seiner Herkunft hat Jean-Claude Juncker nie ein

Hehl gemacht. „Man kann nicht 25 Jahre hinter einem

Stahlwerk wohnen, ohne sich mit der sozialen Frage zu

beschäftigen. Das geht ja nicht.“

Junckers Zielstrebigkeit und Disziplin sowie das „Erbe“

seiner Familie – im Besonderen das seines Vaters –

bestimmen nachhaltig sein Leben: das christlich-soziale

Umfeld ebenso wie die Besuche von Gewerkschaftstreffen

und Parteiveranstaltungen an der Seite des Vaters.

Der Vater – während seines ganzen Arbeitslebens in der

christlich-sozialen Gewerkschaft engagiert – exerziert die

soziale Einstellung praktisch vor und prägt auch Junckers

eigenen Umgang mit Menschen: „Das waren unendlich

viele Begegnungen. Ich nahm am Gewerkschaftsleben und

am christlich-sozialen Parteileben teil. Ich habe als

Jugendlicher mit sehr vielen Politikern geredet, aus allen

Parteien.“

Nicht nur Junckers Vater, fast alle seiner elf Geschwister

sind Mitglieder der Christlich-Sozialen Volkspartei oder

Mitglieder der Gewerkschaft.



„Das Soziale ist tief in mir verwurzelt“, sagt Juncker.

„Ich war immer der Meinung und bin es heute noch, die

Welt ist nicht gerecht. – Sie ist nicht gerecht“, setzt er

nach. „Die internationale Wirtschaftsordnung ist nicht

gerecht. Es gibt die Kleinen und die Großen, diejenigen, die

etwas haben, und die, die nichts haben. Diejenigen, die sich

alles leisten können, und die, die sich nichts leisten können.

Und es gibt die, die sich ein bisschen etwas leisten können

und noch dazu denken, sie hätten das jenen zu verdanken,

die sich alles leisten können, nur weil die gnädigerweise

auf etwas verzichten.“

Die diskreteste, aber wirkungsvollste Machtausübung,

die es gibt, kultiviert Jean-Claude Juncker bereits in der

Kindheit. Wird in der Schule – einem Jesuiteninternat in

Clairefontaine in Belgien – Fußball gespielt, ist er der

Kapitän der Mannschaft.

Geht es darum, der Schulleitung im Auftrag der Klasse

etwas mitzuteilen oder mit ihr zu verhandeln, ist es wieder:

Juncker. „Ich glaube, ich wollte das auch tun. Ich habe den

Eindruck – und so beschreiben mich auch andere, die mit

mir in der Schule waren –, dass ich immer gerne Menschen

um mich geschart habe, um etwas zu tun. Ich habe kaum

jemals etwas alleine getan. Ich hatte immer die Idee, was

die Gruppe tun sollte.“

Lenken und gestalten, das hat Juncker früh gelernt.

Doch erst langsam wächst der Wunsch in ihm, Politiker zu

werden. „Das hat sich entwickelt, so wie tausend Fäden,

die langsam zu einem dicken Seil zusammenwachsen. Ich

bewundere immer die, die genau wissen, wieso und



weshalb sie Politik machen. Bei mir ist das langsam

entstanden. Im Übrigen mag ich den Ausdruck ,Politik

machen‘ nicht. Politik ist gestalten. Aber ich kann ja nicht

sagen, ich bin Politik-Gestalter.“

Dieser Gestaltungswille – man könnte auch sagen: das

Streben nach ganz oben und der Wille zur Macht – lässt

sich am anschaulichsten verdeutlichen durch eine Episode

aus Junckers Zeit als junger Staatssekretär. Seine erste

Dienstreise führt ihn an der Seite von Arbeitsminister

Jacques Santer zu einer informellen Sitzung der

Arbeitsminister der EU nach Bonn. Das Abendessen findet

im internationalen Klub La Redoute statt. Der Gastgeber:

BRD-Sozialminister Norbert Blüm. Juncker will ihn

begrüßen; doch in dem Moment, in dem er den Saal betritt,

packen ihn vier Hände – vier GSG-9-Hände – und machen

ihm unmissverständlich klar: Die Fahrer essen in dem

Raum nebenan!

20 Jahre später, bei einer Rede in der Redoute, schildert

Juncker diese Begebenheit und gesteht, sich damals

vorgenommen zu haben, „eines Tages als Ministerpräsident

unbehelligt diesen Saal zu betreten“.
8

Wann immer er kann, besucht Jean-Claude Juncker seine

Heimatgemeinde Belvaux. „In diesem Ort ist das Stahlwerk

– und die Arbeiter-Romantik, im guten Sinne des Wortes.

Hier fühle ich mich getragen.“ Und hier leben noch heute

sein Vater und seine Mutter. Auch wenn er über seine

Mutter, Marguerite Hecker, seltener spricht als über seinen

Vater („ich habe beide immer als Eltern begriffen, nicht

getrennt als Vater oder Mutter“) – es liegt große



Bewunderung für die Frau, die ihn erzogen hat, in seinen

Worten: „Meine Mutter war die, die sich ohne viel

Aufhebens um die Kinder gekümmert hat. Eine sehr

intelligente Frau, die problemlos hätte studieren können,

sie ist Jahrgang 1928, wenn die Irrungen und Wirrungen

der Zeit es zugelassen hätten.“

Seine Mutter ist es auch, die ihm schon früh das

Rüstzeug für den späteren Job als Finanzminister

vermittelt: Sparen. – Das ist in einem Haushalt mit zwölf

Kindern unerlässlich. „Wenn man zu Hause sparen lernt –

nicht weil man diese Tugend besonders hoch schätzen

würde, sondern weil man einfach sparen muss, um bis zum

Monatsende durchzukommen –, dann bleibt davon etwas

hängen.“
9

Die Fähigkeit, haushalten zu können, stellt Juncker

schon als Finanzminister stetig unter Beweis: Als erstes

Land der EU erfüllt Luxemburg bereits 1994 die

Maastricht-Kriterien für die Teilnahme an der Wirtschafts-

und Währungsunion, und erzielt sogar Budgetüberschüsse.

Viele Jahre liegt Luxemburg an der Spitze der europäischen

Arbeitslosen-Statistik; selbst in den Jahren der

Wirtschaftskrise hat das kleine Land eine der niedrigsten

Arbeitslosenquoten in der Europäischen Union.

Sparen und das Vorhandensein von Arbeitsplätzen

stellen für Juncker zwei Seiten einer Medaille dar. Er

erinnert sich an seine Studententage in Straßburg, als sein

Studium auf der Kippe stand, weil das familiäre

Haushaltsbudget knapp war: „Wenn man einen Vater hat,

der Stahlarbeiter ist, und man sich plötzlich von einem Tag



auf den anderen mit der Perspektive konfrontiert sieht,

dass man dieses Studium nicht mehr finanzieren kann, weil

einfach das Geld fehlt, dann denkt man – besonders wenn

man in jungen Jahren in Ämter hineinwächst – ohne

Anstrengungen an das zurück, was man zu Hause erlebt

hat.“

Belvaux lässt Jean-Claude Juncker nicht los. – Das

Wahlverhalten der Bewohner eines Ortes, der seit

Jahrzehnten eine sozialistische und kommunistische

Hochburg war, ist Balsam für sein politisches Ego. Als

Juncker 1995 Premierminister wird, verschieben sich die

Gewichte in Belvaux, die Christlich-Sozialen werden zur

Nummer eins.

Die Zustimmung und Sympathie für Juncker geht in

Belvaux, aber auch in anderen Orten Luxemburgs, weit

über die Parteigrenzen hinaus. Bis tief in die

Kommunistische Partei hinein reicht sein Wählerpotenzial.

„In der Industrieregion hat es immer einen starken Einfluss

der Kommunisten gegeben. Sie waren stärker als die

Christlich-Sozialen. Jetzt nicht mehr. Es gibt nicht viele

Kommunisten in meiner Gemeinde, die mir nicht ihre

Stimme gegeben haben. Darauf bin ich stolz, dass man

mich dort, wo man mich besonders gut kennt, wählt.“

Mit dem Heimatbegriff verbindet Juncker keine

besonderen Emotionen, es gibt auch keine nationale

Zuordnung. „Heimat ist dort, wo ich bin. Ich transportiere

Heimat überallhin.“ Geborgenheit und Nähe findet der

Politiker bei sich selbst.



Ein klassischer Familienmensch ist er nicht („nicht in

dem Sinne, dass Familie mein einziges Umfeld wäre“), aber

er möchte seine Familie nicht missen. „Sie hat für mich

einen Wert und nicht nur archivarische Qualität. Die

Familie ist die einzig authentische Umgebung, weil man in

der Familie kein Theater zu spielen braucht und dort auch

niemand erwartet, dass man sich anders gibt, als man ist.“

Sich anders zu geben, als er ist, ist seine Sache nicht.

Mit seiner Ehefrau Christiane Frising wohnt Juncker in

einer Siedlung mit schlichten Einfamilienhäusern. Sein

Lebensstil hat nichts von Luxus, seine Anzüge sind von der

Stange. Protzereien sind ihm zuwider. „Ich habe das Talent,

mich nicht anders zu geben, als ich bin. Ich lege Wert auf

das Authentische – mit den nötigen Einschränkungen.“

Juncker ist unermüdlich unterwegs – physisch und

mental –, rastlos im Denken, im Überfliegen von Grenzen.

Er besitzt eine in gewisser Weise ansteckende Form von

Energie und Vitalität – doch Nachdenken, herzhaft Lachen,

Lesen und Schreiben ist sein einziges Fitnessprogramm.

Von der Churchill-Devise „no sports“ kennt er nur zwei

Ausnahmen: die Spazierengänge mit Plato, einem

griechischen Straßenhund von der Insel Samos, den in

seinem Wohnort Capellen, rund 20 Kilometer westlich von

Luxemburg-Stadt, jeder Mensch kennt. Juncker ist dabei

oft nicht ganz klar, wer von den beiden da gegrüßt wird –

„das Herrl, oder der Hund?“ So wie auch sein Herrl kennt

den laut bellenden Vierbeiner im Kanton jeder. „Plato

macht nicht alles richtig“, entschuldigt sich sein Besitzer,


